Prof. Dr. G. Duttge

WS 2006/07
§ 1  Fahrlässigkeit und Erfolgsqualifikation
1. Abschnitt: Allgemeines

I. Gesetzliche Grundlagen

§ 15 StGB: Voraussetzung für eine Bestrafung ist das Vorhandensein eines entsprechenden Fahrlässigkeitstatbestandes im Besonderen Teil des StGB
=> Beispiele: §§ 222, 229, 163, 306d, 316 Abs. 2, 324 Abs. 3 StGB

§§ 16 Abs. 1 S. 2, 18 StGB: Irrtum bzw. Erfolgsqualifikation

=> keine gesetzliche Definition für den Begriff „Fahrlässigkeit“! (anders hingegen § 18 E 1962; § 18 des AE 1966; § 6 öStGB; § 18 Abs. 3 schwStGB)

=> Verfassungsrechtliche Bedenken im Hinblick auf das Bestimmtheitsgebot des Art. 103 Abs. 2 GG: Kühl, AT, § 17 Rn 6; LK/Schroeder, Vor § 15 Rn 4; MK/Schmitz, § 1 Rn 47; Schlüchter, Grenzen strafbarer Fahrlässigkeit, 1996

II. Verhältnis von Vorsatz und Fahrlässigkeit zueinander

=> H.M.: Fahrlässigkeitsunrecht ist aliud zum Vorsatzunrecht. Denn nur der vorsätzlich Handelnde mißachtet bewußt fremde Rechtsgüter 

=> a.A. unter Hervorhebung der Gemeinsamkeit eines objektiv jeweils überschrittenen erlaubten Risikos: Plus-Minus-Verhältnis (so vor allem Herzberg, JuS 1996, 377, 380/381; hiergegen MK/ Duttge, § 15 Rn 100 ff.)

=> prozessuale Relevanz: bei Zweifeln (nach bestmöglicher Aufklärung) kein Freispruch aufgrund doppelter Anwendung von „in dubio pro reo“, sondern Bestrafung des weniger schwerwiegenden (hier: Fahrlässigkeits-)Unrechts auf der Grundlage eines normativ-ethischen (a.A.: begriffslogischen) Stufenverhältnisses (dazu wie auch zur Post-, Prä- sowie Wahlfeststellung im Überblick Schlüchter, Kernwissen Strafprozeßrecht, 3. Aufl. 1999, S. 140 ff.).
=> Besonderheiten der FL-Delikte:
Versuch und Teilnahme sind bei Fahrlässigkeitsdelikten nicht strafbar
· FL-Tat ist entweder vollendet, oder ihre Voraussetzungen sind nicht erfüllt mit der Folge: Straflosigkeit!

· jeder fahrlässig Handelnde haftet stets als (Neben-)Täter (sog. „Einheitstäter“)

III. Arten und Grade der Fahrlässigkeit

1. Arten:

unbewußte Fahrlässigkeit: pflichtwidriges Verkennen der möglichen TB-Verwirklichung (i.d.R.: des Erfolgseintritts)

bewußte Fahrlässigkeit: pflichtwidriges Vertrauen auf den Nichteintritt einer als möglich erkannten TB-Verwirklichung

2. Grade: Unterscheidung je nach Intensität der Pflichtwidrigkeit in: 

- einfache und 

- grobe Fahrlässigkeit (= Leichtfertigkeit)

=> relevant, wenn das Gesetz „leichtfertiges“ Verhalten ausdrücklich verlangt, so etwa in: §§ 251, 306c StGB

2. Abschnitt: Aufbauschema fahrlässigkeit (h.M.)
I.
Tatbestand


a)
Objektiver Tatbestand (Handlung, Erfolg, Kausalität)


b)
Fahrlässigkeit(-sunrecht)

aa) Objektive Sorgfaltspflichtverletzung



bb) Objektive Vorhersehbarkeit


c)
Pflichtwidrigkeitszusammenhang


d)
Schutzzweck der Norm

II.
Rechtswidrigkeit

III. 
Schuld


a) Allgemeine Schuldvoraussetzungen


b) Fahrlässigkeitsschuldvorwurf



aa) Subjektive Sorgfaltspflichtverletzung



bb) Subjektive Vorhersehbarkeit

c) Entschuldigungsgründe, insbesondere Unzumutbarkeit normgemäßen Verhaltens

3. Abschnitt: Einzelfragen zum fahrlässigkeitsdelikt
I. Tatbestand 

a) Objektiver Tatbestand
aa) Handlung, Erfolg (sofern Erfolgsdelikt, vgl. aber z.B. § 163 StGB)

-> keine Unterschiede zum Vorsatzdelikt

bb) Kausalität

-> nicht: Beziehung zwischen Sorgfaltspflichtverletzung und Erfolg (so aber die Rspr.), sondern – wie beim Vorsatzdelikt – allein zwischen Handlung und Erfolg

F 1    Sattelzugfall
=> arg.: Rechtsbegriffe können nichts „verursachen”; Bewertung erfolgt unter „Pflichtwidrigkeits​zusammenhang”
b) Fahrlässigkeit

Kern des Fahrlässigkeitsunrechts ist (nach h.M.) die

aa) Objektive (a.A.: individuelle) Sorgfaltspflichtverletzung

=> „Eselsbrücke“ des § 276 II BGB: Derjenige handelt fahrlässig, der die im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer acht läßt (= Überschreiten des erlaubten Risikos)

Sorgfaltsmaßstab?

=> bemißt sich danach, wie ein besonnener und gewissenhafter Mensch aus dem Verkehrskreis des Täters in dessen konkreter Lage und sozialer Rolle aus ex-ante-Sicht reagiert hätte (vgl. etwa Roxin, AT, § 24 Rn 32)

Anhaltspunkte für Beurteilung:

1. Rechtsnormen (z.B. StVO)

2. technische Normen (etwa DIN)

3. anerkannte Standards (z.B. Regeln der ärztlichen Heilkunst)

4. fingiertes Verhalten eines besonnenen und gewissenhaften Menschen aus dem Verkehrskreis des Täters

5. Abwägung von Nutzen und Risiko

Beachte: normative Standards (Nr. 1-3) haben stets nur Indizwirkung!

F 1a   Förderbandfall
F 1b   Zigarettenfall
Zu berücksichtigen ist auch:

· Sonderwissen des Täters insbesondere im Hinblick auf Gefahrenquellen sowie 

· nach inzwischen wohl h.M. auch etwaiges Sonderkönnen (= gesteigertes Leistungsvermögen: Rettungsschwimmer)

[die hierin liegende Subjektivierung des Maßstabs nimmt die im Vordringen befindliche M.M. zum Anlaß, das Fahrlässigkeitsunrecht von vornherein nach den individuellen Gegebenheiten beim Täter zu prüfen: Lehre von der „individuellen Sorgfaltspflichtverletzung“, v.a. Freund, AT, § 5 Rn 22; MK/Duttge, § 15 Rn 94 ff.; Otto, AT, § 10 Rn 13/14; Stratenwerth/Kuhlen, AT, § 15 Rn 12 ff.]

Begrenzung der zu beachtenden Sorgfalt:

=> durch den sog. Vertrauensgrundsatz (insbesondere im Bereich des Straßenverkehrs und bei arbeitsteiligem Zusammenwirken): Auf ordnungsgemäßes Verhalten anderer darf – sofern selbst sorgfältig – vertraut werden, solange nicht konkrete Anhaltspunkte das Gegenteil nahelegen
=> Suche nach konkreten Warnsignalen!

F 2    Schwebebahnfall
Sonderform: „Übernahmefahrlässigkeit“
F 3    Epilepsiefall

bb) Objektive (a.A. individuelle) Vorhersehbarkeit

(+), wenn nach allgemeiner Lebenserfahrung vorauszusehen, daß Handlung des Täters den eingetretenen „Erfolg“ herbeiführt; voraussehbar sein müssen nur die wesentlichen Züge des Kausalverlaufes
F 4   Horrorvideofall

c) Pflichtwidrigkeitszusammenhang

= Beziehung zwischen Pflichtwidrigkeit und Erfolg (siehe dazu näher Schlüchter, JuS 1977, 104 ff.; dies., JA 1984, 673 ff.)

=> Hat sich gerade die Pflichtwidrigkeit des Täters im konkreten Erfolg niedergeschlagen?

=> Das ist nur dann der Fall, wenn der Täter einen derartigen Erfolg hätte vermeiden können (Ver-meidbarkeit).

=> Wenn (-), spricht man vom „rechtmäßigen Alternativverhalten“
Sattelzugfall

Anforderungen an die Nachweisbarkeit sind im einzelnen str.:

(1) Rspr.: Pflichtwidrigkeitszusammenhang entfällt schon dann, wenn der Erfolg nur mög​licherweise auch bei rechtmäßigem Alternativverhalten eingetreten wäre (arg.: in dubio pro reo)

(2) Risikoerhöhungslehre: Pflichtwidrigkeitszusammenhang entfällt erst, wenn der Erfolg bei rechtmäßigem Alternativverhalten mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit ebenfalls eingetreten wäre; umgekehrt wird er also schon aufgrund einer jeden Überschreitung des erlaubten Risikos bejaht, sofern der Erfolg hierdurch auch nur möglicherweise eingetreten ist (Roxin, AT, § 11 Rn 76 ff.)

(3) Vermittelnde Auffassung: Pflichtwidrigkeitszusammenhang ist erst dann zu bejahen, wenn der Erfolg bei pflichtgemäßem Verhalten mit überwiegender Wahrscheinlichkeit ausgeblieben wäre (vgl. Schlüchter, JA 1984, 673 ff.)

Problem der Hypothesenbildung:
F 4a   Klinikfall
Merke: 
„Die … zu bildende Hypothese erstreckt sich nicht auf außerhalb des täterschaftlichen Verhaltens liegende Umstände, sei es ein gedachtes Handeln dritter Personen, des Opfers, oder seien es Naturereignisse. Insoweit darf nichts weggelassen, nichts hinzugefügt oder sonst verändert werden. Bei vollkommen gleichbleibender tatsächlicher Situation einschließlich der Verhaltensweisen aller darin involvierten Personen beschränkt sich die Hypothese einzig auf die Frage, ob der tatbestandliche Erfolg auch bei sorgfaltsgemäßem Verhalten des Beschuldigten eingetreten wäre. Gedanklich zu ersetzen ist also allein die mit dem Verhaltensfehler belastete Handlung durch eine solche, die diese Pflichtwidrigkeit nicht aufweist“ (MK/Duttge, 2003, § 15 Rn 165).
d) Schutzzweck der Norm

Das verletzte Sorgfaltsgebot hat gerade einen Erfolg wie den eingetretenen verhindern sollen.

F 5    Höchstgeschwindigkeitsfall

=> Hätte der Täter einen Erfolg wie den eingetretenen vermeiden müssen? (vgl. Schlüchter, JA 1984, 673, 675)

=> Außerhalb des Schutzzwecks der betreffenden Norm liegt auch die Beteiligung an einer eigen​verantwortlichen Selbstgefährdung
F 6    Heroinspritzenfall

Merke: Der Verantwortungsbereich des Täters endet dort, wo selbstverantwortliches Handeln des Opfers beginnt
=> arg.: Erst-recht-Schluß aus Straflosigkeit der Teilnahme an einer Selbsttötung

=> Anders liegt es, wenn Anhaltspunkte dafür vorliegen, daß der Täter das Risiko besser erfaßt als der sich Gefährdende

F 6a   Zivildienstfall

II. Rechtswidrigkeit

(-) bereits bei Vorliegen der objektiven Voraussetzungen eines Rechtfertigungsgrundes (kein sub​jektives RF-Element!)

F 7    Waldlockfall

III. Schuld

a) Allgemeine Schuldvoraussetzungen

b) Fahrlässigkeitsschuldvorwurf

aa) Subjektive Sorgfaltspflichtverletzung (nur nach h.M.; nach a.A. bereits im TB, s.o.)
(+), wenn der Täter nach seinen persönlichen Fähigkeiten imstande war, die ihn treffende Sorg​faltspflicht zu erkennen und danach zu handeln

bb) Subjektive Vorhersehbarkeit (nur nach h.M.; nach a.A. bereits im TB, s.o.)
(+), wenn Erfolg und wesentlicher Kausalverlauf für Täter vorhersehbar war

c) Entschuldigungsgründe
=> insbesondere: Unzumutbarkeit normgemäßen Verhaltens, d.h. bei Unzumutbarkeit der Pflichterfüllung entfällt der Fahrlässigkeitsvorwurf

F 8    Leinenfängerfall

4. Abschnitt: Fahrlässiges unechtes Unterlassungsdelikt

I. Tatbestand

a) Objektiver Tatbestand

aa) Erfolg
bb) Unterlassen

cc) Quasi-Kausalität

dd) Objektive Möglichkeit der Erfolgsabwendung

ee) Garantenstellung

ff) Entsprechungsklausel

gg) Zumutbarkeit

b) Fahrlässigkeit

aa) Objektive Sorgfaltspflichtverletzung

bb) Objektive Vorhersehbarkeit

c) Pflichtwidrigkeitszusammenhang

d) Schutzzweck der Norm

II. Rechtswidrigkeit

III. Schuld
a) Allgemeine Voraussetzungen der Schuld

b) Fahrlässigkeitsschuldvorwurf

aa) Subjektive Sorgfaltspflichtletzung

bb) Subjektive Vorhersehbarkeit

=> problematisch ist vor allem die Abgrenzung zwischen aktives Tun und Unterlassen (dazu näher Skript „Unterlassungsdelikte“)
5. Abschnitt: Erfolgsqualifikation

(am Beispiel der erfolgsqualifizierten Körperverletzungsdelikte, §§ 226 Abs. 1, 227 StGB)
I. Grundlagen
- gesetzliche Regelung in § 18 StGB: Mindesterfordernis der Fahrlässigkeit bzgl. der „besonderen Folge“

=> (uneigentliche) Vorsatz-Fahrlässigkeits-Kombination i.S.d. § 11 Abs. 2 StGB
(relevant für Versuchs- und Teilnahmestrafbarkeit!)

Beispiele für Erfolgsqualifikationen: §§ 221 Abs. 2 Nr. 2 und Abs. 3; 226 Abs. 1; 227; 239 Abs. 3 Nr. 1 (str.), Nr. 2 und Abs. 4; (§ 239b Abs. 2 i.V.m.) 239a Abs. 3; 251; 306b Abs. 1 (nicht: Abs. 2!); 306c StGB
Aufbauschema (am Beispiel des § 227 StGB):


I. Tatbestandsmäßigkeit


a) Grundtatbestand des § 223 Abs. 1 



aa) Objektiver Tatbestand




(1) Körperliche Mißhandlung (Alt. 1)




(2) Gesundheitsschädigung (Alt. 2)



bb) Subjektiver Tatbestand: Vorsatz (§ 15)


b) Erfolgsqualifikation des § 227


aa) schwere Folge (Tod der verletzten Person)



bb) spezifischer Gefahrzusammenhang



cc) „wenigstens Fahrlässigkeit“ (§ 18)


II. Rechtswidrigkeit


III. Schuld
II. Schwere Körperverletzung (§ 226 StGB)

1. Erfolgsqualifizierende Merkmale im Überblick:
· Nr. 1: Verlust einer bestimmten, besonders wichtigen Körperfunktion (Sehvermögen, Gehör, Sprechvermögen und Fortpflanzungsfähigkeit)

· Nr. 2: Verlust oder die Funktionseinbuße eines bestimmten Körperteils („Glied des Körpers“)

· Nr. 3: gravierende Beeinträchtigungen im äußeren Erscheinungsbild („dauernd entstellt“) bzw. im allgemeinen körperlichen oder geistigen Zustand („Siechtum“, „Lähmung“, „geistige Krankheit oder Behinderung“) erfaßt.

2. Einzelheiten:

Nr. 1: „das Sehvermögen auf einem Auge oder beiden Augen, das Gehör, das Sprechvermögen oder die Fortpflanzungsfähigkeit verliert“

- das Sehvermögen ist dann verloren (schon auf einem Auge genügt!), wenn dem Opfer dauerhaft nicht mehr als etwa 1/50 des normalen Sehvermögens geblieben ist (so Tröndle/Fischer, § 226 Rn 2)

- die Einbuße der Hörfähigkeit muß dagegen insgesamt, d.h. auf beiden Ohren in gravierender Weise beeinträchtigt sein, so daß es nach der Wertentscheidung des Gesetzgebers noch nicht ausreicht, wenn das Opfer nur mit einem Ohr nicht mehr in der Lage ist, artikulierte Laute zu verstehen (unstr., etwa Joecks, § 226 Rn 6)

- der Verlust des Sprechvermögens ist schließlich nicht schon bei bloßem Stottern, aber auch nicht erst bei völliger Stimmlosigkeit anzunehmen

- anstelle der „Zeugungsfähigkeit“ nennt das Gesetz jetzt (nach dem 6. StrRG) den Verlust der Fortpflanzungsfähigkeit und macht durch diese geschlechtsneutrale Formulierung deutlich, daß damit auch die weibliche Empfängnisfähigkeit gemeint ist (so allerdings auch schon die bisherige Rspr., vgl. BGHSt 10, 312, 315; 21, 194)


Nr. 2: „ein wichtiges Glied des Körpers verliert oder dauernd nicht mehr gebrauchen kann“


Nierenfall (vgl. BGHSt 28, 100 m. Anm. Ebert, JA 1979, 278; Geilen, JK, § 224/1; Hirsch, JZ 1979, 109)
- „dauernde Gebrauchsunfähigkeit“, wenn „so viele Funktionen ausgefallen sind, daß das Glied im Lichte seiner eigentlichen Zweckbestimmung(en) weitgehend unbrauchbar (»funktionsuntüchtig«) geworden ist und von daher die wesentlichen faktischen Wirkungen dem Fall des physischen Verlustes entsprechen“ (Rengier, ZStW 111 [1999], 1, 16)


Nr. 3: „in erheblicher Weise dauernd entstellt wird oder in Siechtum, Lähmung oder geistige Krankheit oder Behinderung verfällt“

- „in erheblicher Weise dauernd entstellt“ ist eine Person, wenn ihre äußere Gesamterscheinung in ihrer ästhetischen Wirkung derart verändert ist, daß auf Dauer erhebliche psychische Nachteile im Verhältnis zur sozialen Umwelt zu erwarten sind (vgl. Joecks, § 226 Rn 19; Küper, BT, 117). 

Hinweise zur Rspr.:

Vgl. auch BGH StV 1992, 115; LG Saarbrücken NStZ 1982, 204

- „Siechtums“ ist ein chronischer Krankheitszustand, der den Gesamtorganismus in Mitleidenschaft zieht und eine allgemeine Hinfälligkeit des Verletzten zur Folge hat, dessen Heilung sich überhaupt nicht mehr erwarten oder jedenfalls nicht zeitlich bestimmen läßt (vgl. BGH bei Dallinger, MDR 1968, 17)

- „Lähmung“ ist eine erhebliche Beeinträchtigung der Bewegungsfähigkeit (zumindest) eines Körperteils, welche den ganzen Körper in Mitleidenschaft zieht (Sch/Sch-Stree, § 224 Rn 7). Der gesamte Körper ist jedoch erst dann betroffen, wenn entweder für dessen Bewegungsfähigkeit wesentliche Teile außer Funktion gesetzt sind oder eine partielle Lähmung solchen Ausmaßes vorliegt, daß der Bewegungsapparat des Körpers insgesamt in seiner Funktionsfähigkeit wesentlich beeinträchtigt ist (LK-Hirsch, § 224 Rn 24). 

- Verfallen in „geistige Krankheit oder Behinderung“: der Zusatz „geistig“ bezieht sich nach inzwischen h.M. auch auf „Behinderung“ (so jetzt auch Schroth, NJW 1998, 2862) 


Gemeinsames Erfordernis aller Merkmale (Nrn. 1-3): Unmittelbarkeitszusammenhang
=> in der schweren Folge muß sich gerade die dem Grundtatbestand (hier: § 223 Abs. 1) anhaftende („tatbestandsspezifische“) Gefahr niedergeschlagen haben
III. Körperverletzung mit Todesfolge (§ 227 StGB)
- zum Prüfungsaufbau siehe oben
- Einzelheiten zum Unmittelbarkeits- (= spezifischen Gefahr-)zusammenhang
·  „Letalitätstheorie“: der tödliche Erfolg muß sich gerade aus dem vorsätzlich zugefügten Körperverletzungserfolg entwickeln (so etwa Hirsch, Oehler-FS 1985, 112 ff.; Lackner/ Kühl, § 227 Rn 2; Roxin, AT, § 10 Rn 115 f.; ausf. Küpper, Hirsch-FS 1999, 615 ff.)

· st. Rspr.: es genügt, wenn bereits die Körperverletzungshandlung (= der körperverletzende Tätigkeitsakt) den tödlichen Erfolg unmittelbar herbeiführt (vgl. BGHSt 14, 112; 19, 387; 24, 213; BGH MDR 1982, 1034).

F 9  Hochsitzfall (vgl. BGHSt 31, 96 ff.; vgl. auch Rötzelfall, BGH NJW 1971, 152)

Problem: „Dazwischentreten“ gewichtigen Opfer- oder Drittverhaltens:

F 10  Fenstersturzfall (vgl. BGH NStZ 1992, 335)

F 11  Taxifahrerfall (vgl. LG Kleve NStZ-RR 2003, 235)

Weitere Fälle aus der Rspr.:

- Gastwirtsfall: BGHSt 32, 25 ff.

- Gummihammerfall: BGH NStZ 1992, 333

- Widersetzungsfall: BGH NStZ 1994, 394 m. Bspr. Otto, JK StGB § 226/6

- Herzinfarktfall: BGH NStZ 1997, 341 m. Bspr. Fahl, JA 1998, 9 ff.; Geppert, JK StGB, § 227 n.F.

- Flußfall: BGH NStZ-RR 1998, 171 = StV 1998, 203 m. Bspr. Otto, JK StGB, § 226 a.F./8
Weiterführende Literatur: 
Kühl, Jura 2002, 810; Mitsch, Jura 1993, 18 ff.; Rengier, Jura 1986, 143; Sowada, Jura 1994, 643
III. Erfolgsqualifikation und Versuch

1. Versuchte Erfolgsqualifikation
= Täter hat bei versuchtem (str.) oder verwirklichtem Grunddelikt zugleich die qualifizierte Folge in seinen Vorsatz aufgenommen, die jedoch ausbleibt.

1. Unterfall: Täter hat auch Grunddelikt nur versucht

O. Vorprüfungen

a) Nichtvollendung (bzgl. Grunddelikt und Erfolgsqualifikation)

b) Problem: Strafbarkeit der versuchten Erfolgsqualifikation

I. Tatbestand

a) Tatentschluß (Vorsatz)

aa) bzgl. Grundtatbestand

bb) bzgl. Erfolgsqualifikation

b) Unmittelbares Ansetzen (§ 22)

II. Rechtswidrigkeit

III. Schuld

IV. Rücktritt (§ 24)

2. Unterfall: Täter hat Grunddelikt vollendet

O. Vorprüfungen

a) Nichtvollendung (nur bzgl. erfolgsqualifiziertes Delikt, während das Grunddelikt schon

vorangehend zu prüfen war)

b) Strafbarkeit der versuchten Erfolgsqualifikation

I. Tatbestand

a) Grunddelikt

aa) Objektiver Tatbestand (Verweis nach oben)

bb) Subjektiver Tatbestand (Verweis nach oben)

b) Erfolgsqualifikation

aa) Tatentschluß bzgl. Erfolgsqualifikation

bb) Unmittelbares Ansetzen (§ 22)

II. Rechtswidrigkeit

III. Schuld

IV. Rücktritt (§ 24)

2. Erfolgsqualifizierter Versuch
= schon beim Versuch des Grunddelikts ist qualifizierte Folge eingetreten, die Täter nicht in seinen Vorsatz aufgenommen hat.

F 12  Babytransportierfall
=> Bedenken gegen eine Versuchsstrafbarkeit:

- „Fahrlässigkeitseinwand“ (Maurach/Gössel/Zipf, AT/2, § 43 Rn 114 ff. -> § 11 II StGB!

- „Versuchseinwand“, vgl. § 22 StGB: „Vorstellung von der Tat“ -> §§ 11 Abs. 2, 18 StGB sind spezieller!

- bei Straflosigkeit des Grunddeliktsversuchs? vgl. § 221 Abs. 2 Nr. 2, Abs. 3 StGB!

=> dafür: § 23 Abs. 1 StGB („Versuch eines Verbrechens ist stets strafbar“)

=> dagegen: § 18 StGB („…eine schwerere Strafe…“) -> Erfolgsqualifikation darf nicht strafbegründend, sondern nur strafschärfend sein!

Weiterführende Lit.: Kühl, Jura 2003, 19 ff. (mwN)
O. Vorprüfungen

a) Nichtvollendung

b) Problem: Strafbarkeit des erfolgsqualifizierten Versuchs

I. Tatbestand

a) Tatentschluß bzgl. Grundtatbestand

b) Unmittelbares Ansetzen zum Grundtatbestand (§ 22)

c) Eintritt des qualifizierenden Erfolges

d) Verursachung durch Grundtatbestand sowie Unmittelbarkeitszusammenhang zwischen


Grundtatbestand und schwerer Folge (= Verwirklichung der spezifischen Gefahr des


Grunddelikts in der schweren Folge)

e) Objektive Sorgfaltspflichtverletzung

f) Objektive Vorhersehbarkeit des Erfolges

g) Ggf. Leichtfertigkeit (falls in Norm des BT gefordert, z.B. § 251)

II. Rechtswidrigkeit

III. Schuld


a) bzgl. Grundtatbestand


b) bzgl. Erfolgsqualifikation



aa) Subjektive Sorgfaltspflichtverletzung (str.)



bb) Subjektive Vorhersehbarkeit des Erfolges

IV. Rücktritt (str.)

3. Rücktritt vom erfolgsqualifizierten Versuch?

a) H.M.: § 24 StGB ist auch auf den erfolgsqualifizierten Versuch anwendbar (BGHSt 42, 158, 161; Sowada, Jura 1995, 644, 653). 

arg.:

· Eindeutiger Normtext des § 24 StGB: Die Norm sieht keinerlei Einschränkung im Hinblick auf den Eintritt einer schweren Folge i.S.d. § 18 StGB vor.

· Gesetzlichkeitsprinzip (Art. 103 Abs. 2 GG): Eine Verengung des persönlichen Strafaufhebungsgrundes gegen seinen Wortsinn ist danach nicht gestattet.

· Wegfall des Grunddelikts als Anknüpfungspunkt für die Erfolgsqualifikation: So sind Grunddelikt und Erfolgsqualifikation doch als Einheit zu betrachten. Mit dem Rücktritt vom Grunddelikt bricht diese Verbindung aber in sich zu​sammen, so daß letztlich alleine eine als solche nicht strafbare Nötigung mit Todesfolge übrigbleibt.

b) A.A.: Es gibt keinen Rücktritt von einem erfolgsqualifizierten Versuch. Realisiert sich die spezifisch im Grunddelikt angelegte Gefahr in einem qualifizierenden Erfolg, so ist bei materieller Betrachtung ein wesentlicher Teil des Unrechts bereits verwirklicht. Ein strukturell gegebener Rücktritt vom Grunddelikt kann dem Täter deshalb nicht mehr zugute kommen (Jäger, NStZ 1998, 161, 165; Tröndle/Fischer, § 18 Rn 4).
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